
106 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Nachdruck vom 22. 6. 1987 

Regierungsvorlage 

, Bundesgeset.~ vom XXXXXX ;zur 
Durchführung des Ubereinkommens über die 
Personenbeförderung im grenzüberschreiten­
den Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibus­
sen, BGBl. Nr. 17/1987 (ASOR-Durchfüh-

rungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Abschnitt 1 

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

Anwendungsbereich 

§ 1. Dieses Bundesgesetz dient der Durchfüh­
rung- des Übereinkommens über die Personenbeför­
derung im grenzüberschreitenden Gelegenheitsver­
kehr mit Kraftomnibussen (ASOR) und ist anzu­
wenden auf: 

1, die Personenbeförderung auf Straßen mit 
öffentlichem Verkehr (§ 1 Abs. 1 StVO 1960), 
die durchgeführt wird im grenzüberschreiten­
den Gelegenheitsverkehr 
a) zwischen den Gebieten zweier Vertrags­

parteien, 
b) von und nach dem Gebiet derselben Ver­

tragspartei und gegebenenfalls im Rahmen 
solcher Verkehrsdienste im Transit 
sowohl durch das Gebiet einer anderen 
Vertragspartei als auch durch das Gebiet 
eines Nichtvertragsstaates, und zwar 

mit Fahrzeugen, die im Gebiet einer Vertrags­
partei zugelassen sind und die nach ihrer Bau­
art und Ausrüstung zur Beförderung von Per­
sonen bestimmt sind unQ außer dem Lenker­
platz Plätze für mehr als acht Personen auf­
weisen (§ 2 Z 7 KFG 1967); 

2. auf Leerfahrten im Zusammenhang mit diesen 
Verkehrsdiensten. 

Begriffsbestimmungen 

§ 2. (1) Vertragspartei, in bezug auf die Europäi­
sche Wirtschaftsgemeinschaft : 

Vertragspartei im Sinne des Übereinkommens und 
im Sinne dieses Bundesgesetzes ist jeder Vertrags-

staat, der das Übereinkommen unterzeichnet hat, 
wobei die Mitgliedsstaaten der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft in ihrer Gesamtheit als solche 
gelten. 

(2) Grenzüberschreitender Verkehr im Sinne die­
ses Bundesgesetzes ist der Verkehr, der das Gebiet 
von mindestens zwei Vertragsparteien berührt. 

(3) Gelegenheitsverkehr im Sinne dieses Bundes­
gesetzes ist der Verkehr, der nicht Linienverkehr 
im Sinne des Kraftfahrliniengesetzes 1952, BGBI. 
Nr. 84, ist und auch nicht dem Pendelverkehr im 
Sinne des Artikels 4 des Übereinkommens ent­
spricht, 

Der Gelegenheitsverkehr umfaßt 
a) Verkehrsdien'ste, die mit demselben Fahrzeug 

ausgeführt werden, das auf der gesamten 
Fahrtstrecke dieselbe Reisegruppe befördert 
und sie an den Ausgangsort zurückbringt 
(Rundfahrten mit geschlossenen Türen); 

b ) Verkehrsdienste, bei denen zur Hinfahrt im 
Inland Fahrgäste aufgenommen wurden und 
bei denen die Rückfahrt eine Leerfahrt ist 
(Absetzfahrten) ; 

c) alle sonstigen Verkehrsdienste, insbesondere 
solche, bei denen die Hinfahrt eine Leerfahrt 
ist (Abholfahrten). 

(4 ) Verkehrsunternehmer im Sinne dieses Bun­
desgesetzes sind Gewerbetreibende, die zur Aus­
übung des mit Omnibussen betriebenen Mietwa­
gen-Gewerbes (§ 3 Abs. 1 Z 2 Gelegenheitsver­
kehrs-Gesetz, BGBI. Nr. 85/1952, in der Fassung 
BGBI. Nr.486/1981) berechtigt sind, sowie die 
Post- und TeiegraJ?henverwaltung und der Kraft­
wagendienst der Osterreichischen Bundesbahnen 
gemäß § 1 Abs. 2 des Gelegenheitsverkehrs-Geset­
zes, BGBI. Nr. 85/1952. 

Abschnitt 2 

Durch das Übereinkommen liberalisierte Beförde­
rungen 

§ 3. (1) Von der GenehmigungspfIicht auf dem 
Gebiet einer anderen Vertragspartei als der, in der 

, das Fahrzeug zugelassen ist, sind befreit: 
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2 106 der Beilagen 

1. 

2. 
3. 

3.1. 

3.2. 

Rundfahrten mit geschlossenen Türen nach 
§ 2 Abs. 3 Z 2 lit. a, . 
Absetzfahrten nach § 2 Abs. 3 Z 2 lit. b, 
Abholfahrten nach § 2 Abs. 3 Z 2 lit. c unter 
der Voraussetzung, daß _ 
die Hinfahrt eine Leerfahrt ist und alle 
Fahrgäste an demselben Ort aufgelJ.ommen 
werden und 
die Fahrgäste 
a) auf dem Gebiet entweder eines Nichtver­

tragsstaates oder einer anderen Vertrags­
partei als der, in der das Fahrzeug zuge­
lassen ist, und in einer anderen als der, in 
der sie aufgenommen werden, auf Grund 
von Beförderungsverträgen, die vor ihrer 
Ankunft auf dem Gebiet der letztge­
nannten Vertragspartei geschlossen wur­
den, in Gruppen zusammengefaßt wor­
den sind und in das Gebiet der Vertrags­
partei befördert werden, in der das Fahr­
zeug zugelassen ist, oder 

b) vorher von dems.elben Verkehrsunter­
nehmer gemäß § 2 Abs. 3 Z 2 lit. b in das 
Gebiet der Vertragspartei gebracht wor­
den sind, in dem sie wieder aufgenom­
men und in das Gebiet der Vertragspar­
tei, in der das Fahrzeug zugelassen ist, 
befördert werden, oder 

c) eingeladen worden sind, sich in das 
Gebiet einer anderen Vertragspartei zu 
begeben, wobei der Einladende die 
Beförderungskosten übernimmt; die 
Fahrgäste müssen ein zusammengehöri­
ger Personenkreis sein, der nicht nur 
zum Zweck der Fahrt gebildet worden 
sein darf und der in das Gebiet der Ver­
tragspartei, in dem das Fahrzeug zuge­
lassen ist, gebracht wird. 

(2) Besetzte Rückfahrten in das Gebiet der Ver­
tragspartei "Europäische Wirtschaftsgemeinschaft" 
sind auf das Gebiet des Mitgliedsstaates, in dem das 
Fahrzeug zugelassen ist, beschränkt. 

(3) Abs. 1 Z 3.2 lit. b) gilt nicht gegenüber der 
Türkei. . 

(4) Der in § 2 Abs. 3 Z 2 lit. c angeführte Gele­
genheitsverkehr unterliegt der Genehmigungs­
pflicht, sofern die Bedingungen des Abs. 1 Z 3 nicht 
erfüllt sind. 

Abst.:hnitt 3 

KontroUdokument 

§ 4. (1) Die erforderliche Kontrolle des durch 
dieses Bundesgesetz erfaßten grenzüberschreiten­
den Gelegenheitsverkehrs erfolgt mittels des im 
Artikel 6 des Übereinkommens vorgeschriebenen 
Kontrolldokuments, das die bisher verwendeten 
Kontrolldokumente ersetzt. 

(2) Das Kontrolldokument hat dem Muster in 
der Anlage zu diesem Bundesgesetz zu entsprechen 

und wird von den zuständigen Behörden der Ver­
tragsparteien oder von anderen hiezu ermächtigten 
Stellen ausgegeben. 

(3) Der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr ermächti/,?t den Fachverband 
der Autobusunternehmungen Osterreichs sowie die 
Generaldirektion für die Post- und Telegraphen­
verwaltung, soweit deren Omnibusse im Rahmen 
des grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehrs 
eingesetzt werden, zur Ausgabe dieses Kontrolldo­
kuments sowie des Musters des Deckblattes des 
Kontrolldokuments. 

§ 5. (1) Das an die österreichischen Verkehrsun­
ternehmer auszugebende Kontrolldokument 
besteht aus abtrennbaren Fahrtenblättern in dreifa­
cher Ausfertigung, die in Fahrtenheften . zu je 
25 Fahrtenblättern enthalten sind. 

(2) Jedes Fahrtenheft mit seinen Fahrtenblättern 
ist numeriert; die Fahrtenblätter sind zusätzlich von 
1 bis 25 durchnumeriert. 

(3) Der Text auf dem Deckblatt des Fahrtenhef­
tes sowie auf den Fahrtenblättern ist in deutscher 
Sprache zu drucken. 

(4) Außerdem ist ein Muster aus grünem Karton 
,herzustellen, das den Wortlaut des Musters des 
Deckblattes (Vorder- und Rückseite) des Kontroll­
dokuments in allen Amtssprachen jeder Vertrags­
partei enthält. Das Deckblatt dieses Musters hat 
folgende Aufschrift zu tragen: 

"Wortlaut des Musters des Kontrolldokuments in 
dänischer, deutscher, englischer, finnischer, franzö- . 
sischer, griechischer, italienischer, niederländischer,. 
norwegischer, portugiesischer, schwedischer, spani­
scher und türkischer Sprache." 

§ 6. (1) Das Fahrtenheft wird auf den Namen des 
Verkehrsunternehmers ausgestellt; es ist nicht über­
tragbar. 

(2) Der Verkehrsunternehmer ist für die ord­
nungsgemäße Führung der Fahrtenblätter verant­
wortlich. 

(3) Er hat das Fahrtenblatt für jede Fahrt vor 
deren Antritt in dreifacher Ausfertigung (Original 
und zwei Durchschriften) auszufüllen. 

(4) Es 1st dem Verkehrsunternehmer freigestellt, 
die Namen der Fahrgäste mittels einer auf einem 
gesonderten Blatt im voraus erstellten Liste anzuge- . 
ben, das an der in Punkt 6 des Fahrtenblattes vor­
gesehenen Stelle festzukleben ist. Ein Stempel des 
Verkehrsunternehmers oder gegebenenfalls seine 
Unterschrift oder die Unterschrift des Lenkers des 
verwendeten Fahrzeuges ist so anzubringen, daß sie 
sich teils auf der Liste und teils auf dem Fahrten­
blatt befinden. 

(5) Für Verkehrsdienste, bei denen die Hinfahrt 
eine Leerfahrt ist, kann die Liste der Fahrgäste auf 
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die im Abs. 4 genannte Weise zum Zeitpunkt der 
Aufnahme der Fahrgäste erstellt werden. 

(6) Der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schift und Verkehr kann mit den zuständigen 
Behörden in zwei oder mehreren Vertragsparteien, 
wenn dies im Interesse guter zwischenstaatlicher 
Beziehungen· gelegen und ein Mißbrauch nicht zu 
befürchten ist, bilateral oder multilateral auf der 
Basis der Gegenseitigkeit vereinbaren, auf die 
Erstellung der Liste der Fahrgäste gemäß Punkt 6 
des Fahrtenblattes zu verzichten. 

In diesem Fall ist lediglich die Zahl der Fahrgäste 
anzugeben. 

§ 7. (1) Das Fahrtenheft ist bis zum Aufbrauch 
der Fahrtenblätter gültig. 

(2) Die Originale und die Durchschriften der 
Fahrtenblätter sind zusammen mit dem Fahrtenheft 
ein Jahr lang aufzubewahren. 

(3) Die Frist für die Aufbewahrung beginnt für 
das Original des Fahrtenblattes mit der Beendigung 
der darin angegebenen Fahrt und für das Fahrten­
heft und die Durchschriften der Fahrtenblätter mit 
der letzten Fahrt, für die das Fahrtenblatt gilt. Die 
Bestimmungen für die Aufbewahrungsfrist gelten 
sinngemäß auch für verschriebene oder sonstige 
unbrauchbar gewordene Fahrtenblätter. 

Abschnitt 4 

Verfahren der Kontrolle 

§ 8. (1) Die Kontrolle kann auf dem Amtsplatz 
des Grenzzollamtes sowie im gesamten übrigen 
Bundesgebiet erfolgen. Die Kontrolle ist im Inter­
esse der Fahrgäste möglichst rasch und ohne unnö­
tige Verzögerungen durchzuführen. 

(2) Das Original des Fahrtenblattes nach § 5 
Abs. 1 und das in § 5 Abs. 4 genannte Muster aus 
grünem Karton sind während der gesamten Dauer 
der jeweiligen Fahrt im Fahrzeug mitzuführen und 
den Kontrollberechtigten auf Verlangen vorzuwei­
sen und zur Prüfung auszuhändigen. Die Kontroll­
berechtigten können auf den Fahrtenblättern Ein­
und Ausreisestempel sowie sonstige Vermerke oder 
Bemerkungen über Beanstandungen anbringen. 

(3) Zur statistischen Erfassung des unter dieses 
Bundesgesetz fallenden Gelegenheitsverkehrs 
österreichischer Verkehrsunternehmer haben diese 
oder deren Lenker bei der Ausreise den. Zollorga­
nen des Grenzzollamtes eine Durchschrift des 
Fahrtenblattes auszuhändigen. Sofern es die techni­
schen Gegebenheiten sowie die Verkehrsverhält" 
nisse erlauben, haben die Organe auch bei der stati­
stischen Erfassung der Verkehrsunternehmer aus 
den übrigen Mitgliedsstaaten des Übereinkommens 
auf geeignete Weise mitzuwirken. Die Zollämter 
haben die Daten bis spätestens 15. des auf die 

Abgabe folgenden Monats gesammelt dem Öster­
reichischen Statistischen Zentralamt, dem die wei­
tere Aufbereitung obliegt, zu übersenden. 

Abschnitt 5 

Kontrollberechtigte 

§ 9. Kontrollberechtigte sind die Organe der 
Zollämter und der ZoIIwache sowie die Organe der 
Straßenaufsicht (§ 97 Abs. 1 StVO). 

Abschnitt 6 

Nichtanwendung der Bestimmungen über die libe­
ralisierung und die VerwendUng des Kontrolldoku­

ments 

§ 10. Die Bestimmungen der Artikel 5 und 6 des 
ASOR-Übereinkommens über die Liberalisierung 
und die Anwendung des KontroIIdokuments und 
die analogen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
(§§ 3. und 4) finden nicht Anwendung, wenn 
Abkommen oder sonstige Vereinbarungen, die zwi­
schen zwei oder mehr Vertragsparteien bestehen 
oder geschlossen werden, liberalere Bestimmungen· 
enthalten. Soweit die Europäische Wirtschaftsge­
meinschaft betroffen ist, handelt es sich bei den 
bestehenden Abkommen· oder sonstigen Vereinba­
rungen um solche der Mitgliedsstaaten. 

Abschnitt 7 

Ahndung von Zuwiderhandlungen 

§ 11. Sofern nicht der Tatbestand einer. in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung vorliegt, begeht eine Verwaltungsüber­
tretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde 
mit einer Geldstrafe bjs zu 100000 S zu bestrafen, 
wer 

1. als Verkehrsunternehmer 
a) eine Beförderung durchführt, die den 

Bestimmungen des § 3 widerspricht; 
b) entgegen § 6 Abs. 1 ein Fahrtenheft auf 

eine andere Person oder ein anderes Ver­
kehrsunternehmen überträgt; 

c) entgegen § 6 Abs. 2 und 3 dieses Bundes­
gesetzes das Fahrtenblatt nicht ordnungs­
gemäß oder nicht rechtzeitig vor Beginn 
einer jeden Fahrt ausfüll}:; 

d) entgegen § 7 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes 
die dort bezeichneten Unterlagen nicht 
mindestens ein Jahr lang aufbewahrt; 

e) entgegen § 8 Abs.2 das Fahrtenblatt und 
das Muster des Deckblattes des Kontroll­
dokumentes den zuständigen Kontrollor­
ganen nicht vorweist und aushändigt; 

2. als Lenker 
a) eine Beförderung durchführt, die den 

. Bestimmungen des § 3 widerspricht; 
b) die Liste der Fahrgäste nach § 6 Abs. 5 

nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsge­
mäß erstellt; 
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4 106 der 13eilagen 

c) im Falle des § 6 Abs. 6, 2. Satz die Zahl 
der Fahrgäste nicht oder nicht' richtig 
angibt; 

d) entgegen § 8 Abs. 2 das Original des Fahr­
tenblattes und das Muster des Deckblattes 
des Kontrolldokumentes nicht mitführt 
oder den Kontrollberechtigten nicht zur 
Prüfl,lng aushändigt. 

Benachrichtigung über Zuwider­
handlungen 

§ 12. Die Kontrollbrgane haben Zuwiderhand­
lungen, die auf dem Gebiet der Republik Öster­
reich von einem Verkehrsunternehmer mit Nieder­
lassung im Gebiet einer anderen Vertragspartei 
oder dessen Lenker begangen werden, der zustän­
digen österreichischen Behörde bekanntzugeben. 
Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat die zuständigen Stellen der betreffen­
den Vertragspanei hievon sowie gegebenenfalls 
auch über die getroffenen Maßnahmen zu unter­
richten. 

Abschnitt 8 

Behördenzuständigkeit 

§ 13. (1) Für die auf Grund dieses Bundesgeset­
zes durchzuführenden Amtshandlungen und für die 
Durchführung der Verwaltungsstrafverfahren 
wegen Übertretungen im Sinne des § 11 ist, sofern 
in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, 

1. in erster Instanz 
a) die 13ezirksverwaltungsbehörde, 
b) im örtlichen Wirkungsbereich einer Bun­

despolizeibehörde diese, 

2. in zweiter Instanz der Landeshauptmann 
zuständig. 

(2) An der Vollziehung dieses Bundesgesetzes . 
durch die Bezirksverwaltungsbehörde und den 
Landeshauptmann haben die Organe der Zollämter 
und der Zollwache sowie die Organe der Straßen­
aufsicht (§ 97 Abs. 1 StVO 1960) mitzuwirken; 
Diese Organe haben 

1. die Einhaltung der Vorschriften c,lieses Bun­
desgesetzes sowie des ASOR nach Maßgabe 
dieses Bundesgesetzes auf Straßen mit öffent­
lichem Verkehr zu überwachen und 

2. Maßnahmen, die für die Einleitung oder 
Durchführung von Verwaltungs strafverfahren 
erforderlich sind, zu treffen. . 

Abschnitt 9 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 14. (1) Abweichend von § 4 Abs. 1 können die 
vor dem Inkcafttreten des Übereinkommens für 
den Gelegenheitsverkehr verwendeten Kontrolldo­
kumente bis 31. Dezember 1988 weiterverwendet 
werden. 

(2) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1987 in 
Kraft. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr betraut; er hat bei der Vollziehung 
der §§ 3 bis 9 und 11 dieses Bundesgesetzes das 
"Einvernehmen mit dem' Bundesminister für Inneres 
und dem Bundesminister für Finanzen zu pflegen. 
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REPUBLIK 
ÖSTERREICH 

- A -

106 der Beilagen 

Anlage zu § 4 

(Grünes Papier - Abmessungen DIN A4 = 29,7 x 21 cm) 

(Umschlag - Vorderseite) 

• 
Fachverband 
der Autobusunternehmungen 

Postfach 177, Telefon 6505/31 61 
1045 Wien, Wiedner Hauptstraße 63 

FAHRTENHEFT 

Heft Nr. 

für die Personen beförderung im grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibus­
sen, erstellt- in Anwendung des 

- ASOR (Obereinkommen über die Personenbeförderung Im grenzüberschreitenden Gelegen­
heltsverkehr mit Kraftomnibussen) 

- und der Verordnung Nr. 117/66 EWG des Rates über die Einführung gemeinsamer Regeln für 
den grenzüberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibussen 

Name und Vorname oder Bezeichnung der Firma des Verkehrsunternehmers: ................................... . 

................................................... : ................................................................................................................... . 

Anschrift: ..................................................................................................................................................... . 

(Ort und Tag der Ausgabe des Fahrtenheftesj (Unterschrift und Stempel der Behörde oder der Stelle. die 
das Fahrtenheft ausgibt) 

• •••••••• 
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6 106 der Beilagen 

(Grünes Papier - Abmessungen DIN A4 

(Deckblatt des Heftes - Vorderseite) 

29,7 x 21 cm) 

WICHTIGER HINWEIS 

I. BEFÖRDERUNGEN NACH DEM ASOR 

Auf Grund von Artikel 5 Absätze I und 2 des ASOR sind von jeder Beförderungsge­
nehmigung auf dem Gebiet der anderen Vertragsparteien als der, In der das Fahr­
zeug zugelassen ist, befreit: 

a) bestimmte grenzüberschreitende Gelegenheitsverkehre mit einer Vertragspar­
tei zugelassenen Fahrzeugen 

- zwischen den Gebieten zweier Vertragsparteien oder 

- von und nach dem Gebiet derselben Vertragspartei 
und gegebenenfalls im Rahmen solcher Verkehrsdienste im Transit sowohl 
durch das Gebiet einer anderen Vertragspartei als auch durch das Gebiet eines 
Nichtvertragsstaats, 

b) Leerfahrten im Zusammenhang mit diesen Verkehrsdiensten. 

Die von diesen Bestimmungen betroffenen Beförderungen im Gelegenheitsverkehr 
sind: 

A. Rundfahrten mit geschlossenen Türen, dh. Fahrten, die mit demselben Fahr­
zeug ausgeführt werden, das auf der gesamten Fahrtstrecke dieselbe Reise­
gruppe befördert und sie an den Ausgangsort zurückbringt; dieser Ausgangs­
ort muß auf dem Gebiet der Vertragspartei liegen, in der das Fahrzeug zugelas­
sen ist. 

B. Verkehrsdienste, bei denen zur Hinfahrt Fahrgäste aufgenommen werden und 
bei denen die Rückfahrt eine Leerfahrt ist. 

C. Leerhinfahrten, die dadurch gekennzeichnet sind, daß 

alle Fahrgäste am selben Ort aufgenommen werden, um in das Gebiet des 
Landes befördert zu werden, in dem das Fahrzeug zugelassen ist, und daß 

die Fahrgäste: 

C.l. auf dem Gebiet entweder einer Nicht-Vertragspartei oder einer anderen 
Vertrags partei als der, in d'er das Fahrzeug zugelassen ist, und einer ande­
ren als der, in der sie aufgenommen werden, in Gruppen zusammengefaBt 
sind auf Grund von Beförderungsverträgen, die vor Ihrer Ankunft auf dem 
Gebiet der letztgenannten Vertragspartei geschlossen wurden, oder 

C.2. vorher von demselben Verkehrsunternehmer bei einem Verkehrsdienst 
nach Buchstabe B in das Gebiet der Vertragspartei gebracht worden sind, 
in' dem sie wieder aufgenommen werden oder 

C.3. eingeladen worden sind, sich in das Gebiet einer anderen Vertragspartei 
zu begeben, wobei der Einladende die Beförderungskosten übernimmt. 
Die Fahrgäste müssen ein zusammengehöriger Personenkreis sein, der 
nicht nur zum Zweck der Fahrt gebildet worden sein darf. 

11. BEFORDERUNGEN NACH DER VERORDNUNG NR.117/66 EWG 

Auf Grund von Artikel 5 Absätze 1 und 2 der Verordnung Nr. 117/66/EWG des 
Rates vom 28. Juli 1966 sind bestimmte grenzüberSChreitende Beförderungen im 
Gelegenheitsverkehr, die vom Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates nach dem 
Hoheitsgebiet desselben oder eines anderen Mitgliedstaats mit einem Kraftfahr­
zeug (Kraftomnibus) , das in einem Mitgliedstaat zugelassen ist, ausgeführt wer­
den, von jeder Beförderungsgenehmigung seitens eines anderen Mitgliedstaats als 
dem, in dem das Fahrzeug zugelassen ist, befreit. Für Fahrtstrecken im Transitver­
kehr durch das Gebiet einer anderen Vertragspartei des ASOR als der EWG sind 

· die Vorschriften des ASOR an""endbar. 

· Die von dieser Vorschrift betroffenen Beförderungen im Gelegenheitsverkehr sind: 

A. Rundfahrten mit geschlossenen Türen, dh. Fahrten, die mit demselben Fahr­
zeug durchgeführt werden, das auf der gesamten Fahrtstrecke die gleiche Rei­
segruppe befördert und sie an den Ausgangsort zurückbringt. 

B. Verkehrsdienste, bei denen zur Hinfahrt Fahrgäste aufgenommen werden und 
bei denen die Rückfahrt eine Leerfahrt ist. -

· C. Verkehrsdienste, bei denen die Hinfahrt eine Leerfahrt ist, sofern alle Fahrgäste 
am gleichen Ort aufgenommen werden und 

C.I. auf Grund von Beförderungsverträgen, die vor ihrer Ankunft im Land der 
Aufnahme zur Beförderung geschlossen wurden, in. Gruppen zusammen-
gefaBt sind oder ". 

C.2. vorher von demselben Verkehrsunternehmer bei einem Verkehrsdienst 
nach Buchstabe B in das Land gebracht worden sind, in dem sie wieder 
aufgenommen werden, und ins Ausland weiterbefördert werden, oder 

C.3. eingeladen worden' sind, sich' in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben, 
wobei der· Einladende die Beförderungskosten übernimmt. Die Fahrgäste 
müssen ein zusammengehöriger Personenkreis sein, der nicht nur zum 
Zweck der Fahrt gebildet worden sein darf. 

111. GEMEINSAME BESTIMMUNGEN ,FOR GRENZOBERSCH,REITENDEN GELEGENHEITSVERKEHR. DER UNTER DAS ASOR ODER UNTER DIE VERORDNUNG· 
NR. 117/66/EWG FÄLLT: 

1. Der Verkehrsunternehmer hat für jede Beförderung im Gelegenheitsverkehr vor Beginn jeder Fahrt ein Fahrtenblatt in doppelter AuSf~rtigung gehörig auszufüllen. 

Es ist dem Verkehrsunternehmer freigestellt, die Namen der Fahrgäste mittels einer auf einem gesonderten Blatt Im voraus erstellten Liste anzugeben, das an der in Punkt 6 
des Fahrtenblatts vorgesehenen Stelle fest aufzukleben ist. Ein Stempel des Verkehrsunternehmers oder gegebenenfalls seine bzw. die Unterschrift des Fahrzeugführers ist 
teils auf der Liste und teils auf dem Fahrtenblatt anzubringen. 

Für Verkehrsdienste, bei denen die Hinfahrt eine Leerfahrt ist, kann die Liste der Fahrgäste nach MaBgabe der obigen Bestimmungen bei der Aufnahme der Fahrgäste auf­
gestellt werden. 

Das Original des Fahrtenblatts ist während der gesamten Daue; der Fahrt im Fahrzeug mitzuführen und Kontrollberechtigten auf Verlangen vorzuweisen. 

2. Ein Muster aus grünem Karton, das den Wortlaut des Musters des Deckblatts (Vorder- und Rückseite) des Kontrolldokuments in jeder Amtssprache aller Vertragsparteien 
des ASOR enthält, muß im Fahrzeug mitgefÜhrt werden. 

3. Für Verkehrsdienste nach den Punkten C, bei denen die Hinfahrt eine Leerfahrt ist, hat der Verkehrsunternehmer für den ausgeführten Verkehrsdienst dem Fahrtenblatt fol-
gende Nachweise beizufügen: 

im Fall nach C.l: Kopie des Beförderungsvertrags oder jedes andere gleichwertige Dokument, aus dem sich die wesentlichen Angaben dieses Vertrages ergeben (insbe­
sondere Ort, Land und Datum seines Abschlusses, Aufnahmeort, -land und -datum, Bestimmungsort und -land), soweit bestimmte Länder dies fordern; 

im Fall von C.2: das Fahrtenblatt, von dem das Fahrzeug auf der entsprechenden Fahrt begleitet wurde, bei der zur Hinfahrt Fahrgäste aufgenommen wurden und bei 
der die Rückfahrt eine Leerfahrt war und die der Verk.ehrsunternehmer ausgeführt hatte;um die Fahrgäste im Gebiet der Vertragspartei bzw. des Mitgliedstaats der EWG 
abzusetzen, in dem sie wieder aufgenommen werden sollen; 

im Fall von C.3: das Einladungsschreiben des Einladenden oder eine Fotokopie davon. 

4. Die Beförderungen im Gelegenheitsverkehr, die nicht unter eine der Formen nach Ziffer I und 11 fallen, können auf dem Gebiet der betreffenden Vertragspartei oder des 
betreffenden Mitgliedstaats der EWG einer Beförderungsgenehmigung unterworfen werden. Für diese Beförderungen ist das entsprechende Kästchen unter Punkt 4 0 des 
Fahrtenblatts anzukreuzen, je nachdem, ob eine Beförderungsgenehmigung erforderlich ist oder nicht. Ist eine Genehmigung erforderlich, so muB sie dem Fahrtenblatt bei­
gefügt werden. Ist keine Genehmigung erforderlich, so ist dies zu erläutern. 

5. Vorbehaltlich der Genehmigung von Ausnahmen durch die zuständigen Behörden dürfen beim Gelegenheitsverkehr unterwegs Fahrgäste weder aufgenommen noch abge­
setzt werden. Diese Genehmigung muß ebenfalls beigefügt werden. 

6: Der Verkehrsunternehmer ist für die ordnungsgemäBe Führung der Fahrtenblätter verantwortlich. Sie sind in dauerhaften Drllckbuchstaben auszufüllen. 

7. Das Fahrtenheft Ist nicht übert~agbar. 

\ 
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106 der Beilagen 7 

(Deckblatt :- Rückseite) 

Erklärung der verwendeten Symbole und Anweisung für das Ausfüllen des Fahrtenblattes 

-

~ J J J ______ lI_ Zahl der den Fahr-
1 Amtliches Kennzeichen gästen angebotenen 

1 Sitzplätze 

.. I 'iW Name und Vorname oder Bezeichnung der Firma des 2 ~ 

I I Verkehrsunternehmers und Anschrift 

3 ~I I Ij-~ ~ Name(n) des Fahrers oder der Fahrer 

Art des Verkehrsdienstes 

Rundfahrt mit geschlossenen Türen Besetzte Hinfahrt mit anschließender Leerrückfahrt·· 
.-

~l @":"!0 00· . . ij"I"',,"j) '\ 0= Angabe des Ortes, an dem 
die Fahrgäste abgesetzt t·fri I I I ~····O werden, und des·Nationali-. 
tätszeichens des Landes 

Leerhinfahrt, um eine Gruppe von Fahrgästen aufzunehmen 

§J und sie in das Zulassungsland des Fahrieugs zu bringen 

4 
<!> ~ 111, @J . :.. .. ~ 
'- 'i'i!l'"'"iIl/ ~. 

siehe .Wichtiger Hinweis" 

O~ - Aufnahrileort der Fahrgäste und Nationalitäts- 9 zeichen des Landes 

®. =- Abs.etzort der Fahrgäste und Nationalitäts-
zeichen des Landes 

lEJ' Sonstiger. Gelegenheitsverkehr (Merkmale). rn--die erforderliche Genehmigung ist beigefügt 

~ - Genehmigung nicht erforderlich, weil ............................. 

Programm der Fahrt TagesstreCkenangaben 

Daten von bis ~lIllIllii 'iUj @ 
11m 

5 
Ort und Nationalitätszeichen des Landes Verwendung des Fahrzeugs Grenzüber-

(Kilometerleistung in der der gangsstelten 

von bis Verwendung des Fahrzeugs 
entsprechenden Spalte angeben) 

besetzt I leer 

Liste der Fahrgäste (Namen und Anfangsbuchstaben der Vornamen) 

1 22 43 

2 23 44 

I 6 
3 24 45 

...... " ,. I! 

·W w 

. 21 42 63 
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8 106 der Beilagen 

(Grünes Papier - Abmessungen DIN A4 = 29,7 x 21 cm) 

(Fahrtenblatt Vorderseite) 

REPUBLIK ÖSTERREICH 
-A-

Heft Nr. 

Fahrtenblatt Nr. 

1 ~ I I J J J~ _____ :tl_ 
I 

~- I I~ 2 .. 
I I 

!"-~ 
1 

3 Gid ! .. 2 

3 

Art des Verkehrsdienstes (die entsprechenden Kästchen ankreuzen und die geforderten zusätzlicheri Angaben machen) 

I--

~!üi~ "B'ij"'''lu''j) A -i"8' 11 .. '\ 
·0=----····--·····------·-·----·--·-·---:-:-- . • •...• ;;---·0 

Leerhinfahrt, um eine Gruppe von Fahrgästen aufzunehmen Die Fahrgäste wurden 
und sie in das Zulassungsland des Fahrzeugs zu bringen 

Cl durch Beförderungsvertrag zusammengefaßt, defam ____ .. ______ .. ____ 

- mit __ . ____________ (ReisebOro, Verein usw.) geschlossen worden ist. 

'--
Sie sind am ______________________________ angekommen im Gebiet 

D der Vertragspartei, in dem sie aufgenommen werden, 
D des Mitgliedstaates der EWG, in dem sie aufgenommen werden 

(nur fOr EWG-Fahrzeuge), . 
4 

111 " I Bi -tO 
D Durchschrift des Beförderungsvertrages oder gleichwertiges 

~ Dokument (siehe "Wichtiger Hinweis· unter 111.3) ist beigefügt. @)o.... 

'- ii,,!!'!I'''ihl/ C2 vorher von demselben Verkehrsunternehmer .bei einem Verkehrs-

- dienst nach B in das Land gebracht, in dem sie wieder aufgenommen 
werden. 

r- Das Fahrtenblatt der vorhergehenden besetzten Hinfahrt und 

0.-------------------------------------------------------
Leerrückfahrt ist beigefügt. 

C3 eingeladen; sich nach ____________________________________ zu begeben. 

- Der Einladende tragt die Beförderungskosten; die Fahrgaste sind ein 
®------------------------------------------------------- zusammengehöriger Personenkreis, der nicht nur zum Zwecke 

I-- dieser Fahrt gebildet worden ist. Das Einladungsschreiben oder 
eine Fotokopie davon ist beigefügt. 

~ Sonstiger Gelegenheitsverkehr (Merkmale): D - die erforderliche Genehmigung ist beigefügt 

D - Genehmigung nicht erforderlich, weil _____________________________ 

.. _------------------------------------------------_.:---------------------------
Programm der Fahrt Tagesstreckenangaben 

Daten von bis 'ij,,'''I', '" 'li @ K", K", 

5 

-

insgesamt + = 

106 der Beilagen XVII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)8 von 14

www.parlament.gv.at



106 der Beilagen 9 

(Fahrtenblatt - Rückseite) 

I I .' 

1IlälllliliBil 
1 22 43 

..... 2 23 44 

-----
3 24 45 

, 
4 25 46 

5 26 47 

6 27 48 

7 28 49 . 

8 29 50 

9 30 51 

6 10 31 52 

11 ' 32 53 

12 33 54 

13 34 55 

14 35 56 

15 36 57 

16 37 58 

17 38 59 

18 39 60 

19 40 61 

20 41 62 

21 42 63 

Ausstellungsdatum Unterschrift des Verkehrsunternehmers 

7 

Unvorhergesehene Änderungen 

8 

Etwaige 
Sichtvermerke 

9 

.. 
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10 106 der Beilagen 

Muster des Kontrolldokumentes nach 
.. Art. 11 des .Übereinkommens über die 
Personenbeförderung im grenzüber-· 
. schreitenden Gelegenheitsverkehr mit 
Kraftomnibussen (ASOR). 

Wortlaut des Musters des Kontrolldokuments 

in dänischer, deutscher, englischer, finnischer, 

französischer, griechischer, italienischer,.niederländischer, 

norwegischer, portugiesischer, .schwedischer, 

spanischer und türkischer Sprache 
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REPUBLIK 
ÖSTERREICH 

- A -

106 der Beilagen . 

Fachverband 
der Autobusunternehmungen 

Postfach 177, Telefon 6505/3161 
1045 Wien, Wiedner Hauptstraße 63 

11 
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12 106 der- Beilagen 

VORBLAlT 

Entwurf eines Bundesgesetzes zur Durchführung des Übereinkommens über die Personenbeförde­
rung im grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen (Omnibussen) 

Zielsetzung: 

Das v~rliegende Bundesgesetz dient der Durchführung der am 1. Jänner 1987 für Österreich in Kraft 
getretenen Bestimmungen des Übereinkommens über die Personenbeförderung im grenzüberschreitenden 
Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen, mit dem neue Regelungen zur Liberalisierung bestimmter 
Gelegenheitsverkehrsdienste und ein vereinfachtes und einheitliches Kontrolldokument für den gesamten 
Gelegenheitsverkehr mit Omnibussen eingeführt worden sind. 

Lösung: 

Nach Artikel 13 des Übereinkommens sind die Vertragsparteien gehalten, die zur Durchführung 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen. In Österreich ist zur Durchführung des Übereinkommens die 
Erlassung eines Gesetzes. vorgesehen. 

Alternativen: 

Keine. 

Kosten: 

Mit der Durchführung des Übereinkommens durch dieses Bundesgesetz sind für die Republik Öster­
reich keine nenneriswerten Kosten verbunden. 
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Erläuterungen 

Allgemeines 

.. Dieses Bundesgesetz dient der Durchführung des 
Ubereinkommens über die Personenbeförderung 
im grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr mit 
Kraftomnibussen sowie der Schaffung innerstaatli­
cher Rechtsvorschriften . auf dem Gebiete des 
grenzüberschreitenden Personenverkehrs mit 
Omnibussen, die auf Grund des Abschlusses des 
genannten Übereinkommens notwendig geworden 
sind. 

Dieses "Übereinkommen über die Personenbe­
förderung im grenzüberschreitenden Gelegenheits­
verkehr mit Kraftomnibussen", d;lS die Kurzbe­
zeichnung ,,ASOR" trägt, wurde am 26. Mai 1982 
von Österreich, den Europäischen Gemeinschaften, 
Finnland, Norwegen, Portugal, Schweden, der 
Schweiz, Spanien und der Türkei unterzeichnet 
und ist am L Dezember 1983 im Verhältnis zwi­
schen den Europäischen Gemeinschaften, Finnland, 
Norwegen, Schweden und der Türkei in Kraft' 
getreten. 

Inzwischen gilt es auch im Verhältnis zwischen 
den vorgenannten Vertragsparteien und Österreich 
und der Schweiz. Für die Schweiz, die das Überein- . 
kommen als letzter der Signaturstaaten ratifiziert 
hat, erlangten die Bestimmungen der Abschnitte 11 
und III am 1. Juni 1987 ihre Gültigkeit. Von öster­
reichiseher Seite wurde die Ratifikationsurkunde 
~.m 14. März 1986 hinterlegt. Demnach ist das 
Ubereinkommen mit Ausnahme der die Liberalisie­
rung und das Kontrolldokument betreffenden 
Abschnitte 11 und III am 1. Juni 1986 und hinsicht­
lich dieser beiden Abschnitte am 1. Jänner 1987 in 
Kraft getreten (BGBl. Nr.17/1987). Spanien und 
:portugal, die das Übereinkommen ratifiziert haben, 
gehören seit 1. Jänner 1986 den Europäischen 
Gemeinschaften an. 

Das Übereinkommen enthält im wesentlichen 
Vorschriften zur Liberalisierung bestimmter Gele­
genheitsverkehrsdienste und zur Einführung eines 
einheitlichen Kontrolldokumentes für den gesam­
ten Gelegenheitsverkehr mit Omnibussen. 

N ach Artikel 13 dieses Übereinkommens erlas­
~~n die Vertragsparteien die zur Durchführung des 
Ubereinkommens erforderlichen Maßnahmen. 
Diese Maßnahmen sollen folgendes regeln: 

Die Organisation des Verfahrens und die 
Mittel der Kontrolle sowie die Ahndung von 
Zuwiderhandlungen; 
die Gültigkeitsdauer des Fahrtenheftes; 
die Auswertung und Aufbewahrung des Ori­
ginals und der Durchschrift des Fahrtenblat­
tes; 
die Bestimmung- der zuständigen Behörden 
nach den Artikeln 2,6, 10 und 14 sowie der 
Stellen nach Artikel 6; - -- . 
die auf dem Fahrtenblatt durch die Kontroll­
berechtigten gegebenenfalls anzubringenden 
Vermerke. 

Um das mit dem Abschluß dieses Übereinkom­
mens verfolgte Ziel zu verwirklichen, für sämtliche 
Formen des Gelegenheitsverkehrs mit Kraftomni­
bussen ein einheitliches Kontrolldokument zu 
schaffen, war es erforderlich, die bisher bestehen­
den Kontrolldokumente ,durch das mit dem 
Inkrafttreten des Übereinkommens eingeführte 
neue Kontrolldokument zu ersetzen und die Ein­
zelheiten seiner Verwendung zu regeln. 

Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Abschnitt 1: 

§ 1. Diese Bestimmung enthält die gen aue Defi­
nition, welche Art des Personenverkehrs durch das 
Übereinkommen erfaßt wird und· auf welche Ver­
kehrs relationen dieses Bundesgese~z Anwendung 
findet. ' 

§ 2. Enthält die Begriffsbestimmungen der ein­
zelnen Verkehrs arten, soweit deren Aufnahme 
auch im Text des vorliegenden Durchführungsge­
setzes im Interesse der größtmöglichen Klarheit als 
notwendig erscheint. Der Begriff "Gelegenheitsver­
kehr" wurde aus Gründen der Abgrenzung zum 
Pendelverkehr deshalb mit einem bloßen Verweis 
auf die entsprechende Bestimmung des Überein­
kommens umschrieben, weil die innerstaatliche 
Definition von der im Übereinkommen enthaltenen 
abweicht .. 

Zu Abschnitt 2: 

§ 3. Enthält die durch das Übereinkommen 
erfaßten liberalisierten Personenbeförderungen. 
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Zu Abschnitt 3: 

§§ 4 bis 7: Diese Bestimmungen enthalten sämtli­
che Vorschriften über das nach dem Übereinkom­
men vorgeschriebene Kontrolldokument, insbeson­
dere jene über die Gültigkeitsdauer des Fahrtenhef­
tes sowie die Aufbewahrung des Kontrolldoku­
ments. 

Zu Abschnitt 4: 

§ 8. Regelt das bei der Durchführung der Kon­
trolle durch die hiezu Kontrollberechtigten zu 
handhabende Verfahren sowie auch die zur statisti­
schen Erfassung der unter dieses Bundesgesetz fal­
lenden ~elegenheitsverkehre' vorgesehene V or­
gangswelse. 

Zu Abschnitt 5: 

§ 9. Durch diese Bestimmung wird dieOrganisa­
tion der Kontrolle festgelegt, wobei die Wahrneh­
mung der Kontrolle zunächst grundsätzlich dem 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr zugeordnet wird, der allerdings diese Kon­
trollfunktionen in erster Linie den örtlich zuständi- ; 
gen Bezirksverwaltungsbehärden delegieren kann. 
Weiters wird der Personenkreis der Kontrollbe­
rechtigten ,genau umschrieben. 

Zu Abschnitt 6: 

§ 10. Behandelt das Verhältnis' zwischen den 
durch das Übereinkommen bereits liberalisierten 
Personenbeförderungen und allenfalls zwischen der 
Republik Österreich und einer anderen Vertrags­
partei oder mehreren Vertragsparteien bestehender 

bzw. zwischen diesen künftig abzuschließenden 
Abkommen oder sonstigen Vereinbarungen, die 
eine liberalere Behandlung gestatten. 

Zu Abschnitt 7: 

§ 11. Regelt die für den Fall des Zuwiderhan­
delns gegen die Bestimmungen des Übereinkom­
mens bzw. dieses Bundesgesetzes vorgesehenen 
Verwaltungs straf tatbestände - unter Aufnahme 
der sogenannten Subsidiaritätsklausel -, wobei die 
einzelnen Tatbestände danach gegliedert worden 
sind, ob der Verkehrsunternehmer selbst oder der 
Lenker diese erfüllt und daher zu verantworten hat. 

§ 12. Regelt auf Grund der .in Artikel 14 Abs. 2 
des Übereinkommens verankerten gegenseitigen 
BenachrichtigungspfIicht über Zuwiderhandlungen 
und ihre Ahndung, die von den zuständigen Behör­
den wahrzunehmenden Aufgaben. 

§ 13. Enthält 'im wesentlichen eine genaue 
Umschreibung der zuständigen Behörden und 
regelt für die in Betracht kommenden Behörden die 
Mitwirkung an der Vollziehung dieses Bundesge­
setzes. 

Zu Abschnitt 9: 

§ 14. Bestimmt die für die Weiterverwendung der 
,derzeit bestehenden Kontrolldokumente " vorgese­
hene ,Übergangsrege1ung, den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes sowie die 
Zuständigkeit des Bundesministeriums für öffentli­
che Wirtschaft und Verkehr zu seiner Vollziehung 
und bezeichnet die hievon mitberührten Wirkungs­
bereiche (Vollziehungsklausel). 
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